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Herr Spillmann, Sie verfolgen die

Weltpolitik seit über 50 Jahren in-

tensiv. Ist 2011 mit 1989 vergleich-

bar, als «annus mirabilis»?
Kurt R. Spillmann: 2011 überlager-
ten sich zwei tiefe strukturelle Proble-
me: die Krise der westlichen Demokra-
tie und die Revolution im arabischen
Raum. Die westliche Bankenkrise
spitzte sich zur Wirtschaftskrise und
zur Eurokrise zu und wurde schliess-
lich zur Krise der EU. Gleichzeitig be-
gann im nordafrikanisch-arabischen
Kulturkreis eine unerwartete Umwäl-
zung, die sich zu einer Kulturrevolu-
tion ausweiten könnte.

Hat das einen Zusammenhang? Be-

schleunigte die Wirtschaftskrise die

Unruhe der arabischen Jugend?
Nein, das passierte unabhängig von-
einander. Das Zündpotenzial in den
arabischen Ländern war längst vorhan-
den. Über 100 Millionen junge Erwach-
sene hatten keine Zukunftsperspekti-

ve, keine Aussicht auf ein Leben in
Würde und Freiheit, obwohl sie eine
bessere Ausbildung als ihre Eltern ha-
ben. Sie müssen zu Hause wohnen, un-
ter der Fuchtel ihrer strengen Väter.
Diese junge Generation rebellierte ge-
gen diese Lebenssituation und die au-
toritären Strukturen in ihrer Kultur.

Sie haben all diese Länder selbst be-

reist. Hielten Sie es für möglich, dass

die Aufstände gegen jahrzehntelan-

ge Diktaturen gelingen könnten?
Das Potenzial war da, der Zeitpunkt
war aber nicht ersichtlich. Die Face-
book-Technologie hat wesentlich dazu
beigetragen, dass in sehr kurzen Zeit-
räumen sehr grosse Menschenmassen
auf die Strasse gebracht werden konn-
ten. Das gab das politische Momentum
zum Sturz der Diktaturen. Damit ist es
aber nicht getan. Das war der einfache
Teil. Viel schwieriger ist es, einen funk-
tionierenden Staat mit offenen, demo-
kratischen Strukturen zu errichten.

Auf dem Tahrir-Platz und anderswo

protestierten junge Männer und

Frauen unter Lebensgefahr für Frei-

heit. Nun gewinnen bei den Wahlen

aber überall die Islamisten.
Sehr richtig. Auf dem Tahrir-Platz de-
monstrierten nur die progressivsten
und städtischsten Gruppierungen. Das
ist jedoch eine Minorität. Daraus darf
man nicht ableiten, dass die Mehrhei-

ten in diesen Nationen mit progressi-
ven Zielen übereinstimmen. Es ist des-
halb nicht überraschend, dass die Isla-
misten in Tunesien und Ägypten an
der Urne gesiegt haben. Ob die Islamis-
ten eine Demokratie wirklich zulas-
sen, ist im Moment noch offen.

Im Augenblick halten immer noch

die Militärs das Heft in der Hand.
Das ist richtig. Doch die revolutionä-
re Bewegung ist nicht versandet. Im
Augenblick rebellieren in Kairo die
Frauen mit grossem Mut und grosser
Opferbereitschaft, nicht nur gegen
die momentane, sondern auch gegen
die jahrhundertelange Unterdrü-
ckung der Frauen. Ob das gelingt, ist
sehr offen, weil die Verhaltensmuster
tief verwurzelt sind. Der Same der
Freiheit ist gesät, aber es kann noch
Jahre oder Generationen gehen, bis
sich offenere Gesellschaftsstrukturen
durchsetzen werden.

Sind Demokratie und Islam über-

haupt miteinander vereinbar?
Der türkische Premier Erdogan reiste
mit der Botschaft nach Ägypten: «Is-
lam und Demokratie sind vereinbar.
Schaut die Türkei an. Wir haben einen
modernen Staat, wir haben Demokra-
tie und Wirtschaftsentwicklung, und
wir sind islamisch.» Das wurde in allen
Ländern begeistert aufgenommen.

Das ist aber keine Demokratie

westlicher Strickart . . .
Eine Demokratie ist vor allem eine
Kompromissgesellschaft. Die Überwin-
dung absoluter Ansprüche von Partei-
en und Religionen brauchte auch im
Westen viel Zeit. Aber so wie in
Deutschland eine «christlich-demokra-
tische Union» noch immer – und völlig
selbstverständlich – eine von der religi-
ösen Tradition beeinflusste Partei ist,
so darf es auch im arabischen Raum ei-
ne politische Partei geben, bei der die
eigene religiöse Tradition eine Rolle
spielt. Solange die Religionen nicht Ab-
solutheitsanspruch erheben und die
ganze Gesellschaft und den ganzen
Staat nach ihren Lehren prägen wol-
len, ist das akzeptabel. Die Schwierig-
keit ist aber, dass radikale Islamisten

die Trennung von Religion und Staat
nicht akzeptieren, sondern sagen: Is-
lam ist die Lösung, und zwar für alles.

Was will die Mehrheit in Nordafri-

ka: Eher das moderne Modell Tür-

kei oder doch das Modell Iran, den

Gottesstaat mit Scharia?
Nicht das Modell Iran. Das Konzept,
dass der oberste Religionsführer die
oberste Instanz im Staat ist, spielte im
Arabischen Frühling keine Rolle. Der
moderate Islamismus der AKP in der
Türkei hingegen ist attraktiv und wohl
mehrheitsfähig. Aber auch die Türkei
ist historisch im arabischen Raum vor-
belastet – wegen ihrer ottomanischen
Vergangenheit. Die arabische Welt litt
nicht nur unter den Christen und den
Europäern, sondern auch unter den ot-
tomanischen Kolonialherren. Sie wur-
den auch von Istanbul aus beherrscht.

Der Westen malt das Feindbild Islam

in düsteren Farben, man unterschei-

det nicht zwischen gemässigten Isla-

misten und Gotteskriegern.
Das hat mit dem 11. September 2001
zu tun. Man unterschied in der Folge
nicht mehr zwischen moderaten und
radikalen Islamisten und sah in allen
nur noch Terroristen. Dabei waren die
zum Terrorismus bereiten Islamisten
immer eine kleine Minderheit.

Hat die Angst vor der Kaida heute

keine Berechtigung mehr?
Im Prinzip ist die Epoche der Kaida
nach Bin Ladens Tod am Ende. Es mag
weitere Einzelzellen und Anschläge ge-
ben, aber die Anziehungskraft auf die
junge Generation ist gebrochen. Die
junge Generation hat seit den erfolg-
reichen Umwälzungen in Tunesien,

Ägypten und Libyen eine neue Per-
spektive: Wir können Unterdrücker,
seien das Imame, Familienväter oder
Stammeshäuptlinge, stürzen und die
Gesellschaft aufbrechen, aufmischen
und selber neu gestalten.

Was soll der Westen tun? Auf das Mo-

dell Türkei hoffen und mit Wirt-

schaftshilfe helfen? Oder sich zu-

rückhalten, weil es im arabischen

Raum das Feindbild Europa gibt.
Ohne materielle Hilfe und Beratung
werden die Reformen schwerlich ge-
lingen. Aber die Hilfe des Westens ist
schwierig, sie darf nicht paternalis-
tisch erfolgen. Obama hat das sehr ge-
scheit gemacht. Er hat im Hintergrund
geholfen und das Selbstbewusstsein

der libyschen Freiheitskämpfer ge-
schont. Auch die EU sollte zurückhal-
tend Angebote machen und immer auf
Augenhöhe mit den neuen arabischen
Partnern verhandeln.

Ist Amerika bei den jungen Arabern

überhaupt noch ein Vorbild? Oder

hat es im Zug der Wirtschaftskrise

weitgehend an Einfluss verloren?
Amerikas Anziehungskraft war schon
grösser. Durch die Kriege im Irak und
in Afghanistan hat Amerika viel Anse-
hen verspielt, und die Wirtschaftskrise
verstärkte das. Im Augenblick ist das
türkische Modell deshalb attraktiver.

Es gibt die Theorie des demokrati-

schen Friedens – demnach führen

Demokratien in der Regel keine

Kriege gegeneinander, deshalb wer-

de die Welt friedlicher, je mehr Staa-

ten demokratisch würden. Gilt diese

Regel auch für den Mittleren Osten?
Die nordafrikanischen Staaten sind
noch keine Demokratien, sondern alle
auf der Suche nach einer neuen
Machtverteilung im Dreieck von Refor-
mern, Religiösen und Generälen und
anderen Nutzniessern der alten Re-
gimes. Wer sich mit wem verbündet
und am Schluss obenauf schwingt, ist
in jedem Land verschieden und noch
in keinem Land definitiv entschieden.
Sicher wird der Ausgang dieser
Machtkämpfe in Ägypten auf die gan-
ze Region zurückwirken.

Wohin sollten wir 2012 besonders

schauen? Was wird, ausserhalb Ara-

biens die Welt prägen?
Die Todesfälle von Bin Laden oder
auch Kim Jong Il sind viel weniger
wichtig als die Folgen der westlichen
Wirtschaftskrise und der Europakrise.
Ich bin überzeugt, das wird das drama-
tischste Momentum im Jahr 2012 ge-
ben. Die Fachmeinungen der Ökono-
men und Banker in Bezug auf
mögliche Lösungen gehen derart weit
auseinander, dass auch die Politiker
hin- und hergerissen sind und nicht
wissen, was tun. Zudem haben die Po-
litiker in Amerika und Europa ihre
Glaubwürdigkeit weitgehend verloren.
Viele Leute glauben inzwischen, dass
die Bankenwelt und die Finanzindus-
trie die Parlamente in der Hand haben.

Die Politiker ziehen sich dann in der

Krise auf das Nationale zurück.
Genau. Die Lasten will man abschie-
ben und das gute Eigene behalten.
Das führt dann zum Gegenteil des-
sen, was die europäische Integration
angestrebt hat, und führt zurück zu
einer Renationalisierung und im
übelsten Fall zum Zerfall des Euro
und zu einer Schwächung der EU.

Verstehe ich Sie richtig? Die Euro-

pakrise treibt Sie mehr um als die

Frage, was in den Atommächten in

Asien passieren könnte?
Ich will die Gefahren um die Atomwaf-
fen Pakistans und Nordkoreas nicht
verniedlichen. Aber ich finde die Ent-
wicklung in Europa dramatisch und
schlimmer. Denn mit der Finanzkrise
erleben wir auch eine Krise der Demo-
kratie. Am deutlichsten sieht man das
in Amerika. Die Selbstblockade des
US-Kongresses, wo nur noch über ideo-
logische Positionen gekämpft wird,
völlig unabhängig von Zielen für die
Nation, das ist doch nur noch peinlich.
Das demokratische System ist zu ei-

nem System von organisierten Interes-
senvertretern verkommen. Amerika ist
deshalb auch kein Vorbild mehr für
Nordafrika. Auch in Europa müssen
wir nicht nur eine Wirtschaftskrise,
sondern auch eine geistige und politi-
sche Krise überwinden.

Die Schweiz und Grossbritannien

stehen abseits von Europa und

manch einer jubelt, dass Isolation

der bessere Weg sei.
Für sehr konservative Kreise und Par-
teien ist das so. Sie sahen nie den Vor-
teil vom grösseren Gewicht durch Ko-
operation, sondern kritisierten immer
den Verlust der eigenen, kleinräumi-
gen Souveränität. Wer der Beibehal-
tung der nationalen Souveränität
mehr Gewicht gab, wie die Torys in
Britannien, ist jetzt glücklich.

Die Volksmeinung ist nicht nur in

Nordafrika konservativ-bewahrend,

sondern auch in Europa?
Kooperative Visionen wie die UNO
oder die EU brauchen lange, bis sie
umgesetzt werden. Wenn aber Euro-
pa im 21. Jahrhundert nicht einfach
zu einem zerklüfteten Anhängsel Asi-
ens werden will, sondern gehört wer-
den will, muss es mit einer Stimme
reden. Dazu müssen sich die Staaten
trotz aller kulturellen Differenzen
auf etwas Gemeinsames einigen.

Die Nordafrikaner wollen also De-

mokratie, aber wir im Westen lei-

den an der Demokratie?
Die Araber wollen Selbstbestimmung
und Mitwirkung, das muss nicht zwin-
gend eine parlamentarische Demokra-
tie nach westlichem Vorbild sein. Die
Araber wollen vor allem das patriar-
chalische Unterdrückungssystem und
die Erstarrung der Gesellschaft in Kor-
ruptionsnetzwerken und wirtschaftli-
cher Passivität überwinden.
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«Die Lage in Europa ist schlimmer als in Nordkorea»

«Im Prinzip ist
die Epoche der Kaida
nach Osama Bin Ladens
Tod am Ende.»

«Die jungen Araber
müssen zuhause woh-
nen, unter der Fuchtel
ihrer strengen Väter.»

13. Februar 2011: Zwei Tage nach dem Rücktritt von Diktator Hosni Mubarak schreiten zwei Ägypter in Kairo an revolutionären Graffiti in der Hauptstadt Kairo vorbei. JOHN MOORE/GETTY

«Wenn Europa nicht zu
Asiens Anhängsel wer-
den will, muss es mit
einer Stimme reden.»

ist emeritierter Pro-
fessor für Sicher-
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endgesprächs disku-

tiert er mit der az den Präsident-
schaftswahlkampf in Amerika.
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